
Allgemeine Mandatsbedingungen       

 
§ 1 Geltungsbereich 

1. Diese Allgemeinen Mandatsbedingungen gelten für alle 
Verträge, deren Gegenstand die Erteilung von Rat und 
Auskünften durch die Rechtsanwälte an den Mandanten 
einschließlich etwaiger Geschäftsbesorgung und Prozess-
führung ist. 

2. Die Rechtsanwälte beraten ausschließlich Unternehmen, 
keine Verbraucher. Die Allgemeinen Mandatsbedingun-
gen sind daher allein für Mandate mit Unternehmern i.S.v. 
§ 14 BGB bestimmt. 

3. Der Geltungsbereich erstreckt sich auch auf alle künftigen 
Rechtsbeziehungen mit dem Mandanten. 

§ 2 Mandatsverhältnis/Leistungsumfang 

1. Das Mandat mit FÖHLISCH Rechtsanwälte, Dr. Carsten 
Föhlisch, Subbelrather Straße 15c, 50823 Köln 
(„FÖHLISCH“ oder „die Rechtsanwälte“) kommt erst durch 
die Annahme des Auftrags durch die Rechtsanwälte zu-
stande. Bis zur Auftragsannahme bleiben die Rechtsan-
wälte in ihrer Entscheidung über die Mandatsannahme 
grundsätzlich frei. 

2. Der Umfang des Mandatsverhältnisses wird durch den 
konkreten Auftrag des Mandanten begrenzt. Die insoweit 
vereinbarte Tätigkeit ist nicht die Erzielung eines be-
stimmten rechtlichen oder wirtschaftlichen Erfolges.  

3. Die Bearbeitung des Auftrags kann grundsätzlich durch 
alle für FÖHLISCH tätigen Rechtsanwälte erbracht wer-
den, sofern nicht die Bearbeitung durch einen einzelnen 
Rechtsanwalt oder bestimmte Rechtsanwälte vorge-
schrieben ist (z.B. Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten) 
oder durch gesonderte Abrede vereinbart wird. Die Zu-
ordnung der jeweiligen Sachbearbeitung erfolgt durch 
die Rechtsanwälte entsprechend der nach Sachgebieten 
ausgerichteten, kanzleiinternen Organisation. 

4. Die Rechtsanwälte sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Auf-
tragsdurchführung die tatsächliche, wirtschaftliche und 
rechtliche Situation des Mandanten richtig und im not-
wendigen Umfang wiederzugeben. Dabei sind sie be-
rechtigt, die von dem Mandanten genannten Tatsachen, 
insbesondere Zahlenangaben, als richtig zugrunde zu le-
gen, soweit sie nicht widersprüchlich oder erkennbar un-
richtig sind. 

5. Die Rechtsanwälte sind zur Einlegung von Rechtsmitteln 
und Rechtsbehelfen nur dann verpflichtet, wenn sie einen 
darauf gerichteten Auftrag erhalten und diesen ange-
nommen haben. 

§ 3 Leistungsänderungen 

1. Die Rechtsanwälte sind verpflichtet, Änderungsverlangen 
des Mandanten in Bezug auf die Auftragsdurchführung 
Rechnung zu tragen, sofern den Rechtsanwälten dies im 
Rahmen ihrer betrieblichen Kapazitäten, ihrer fachlichen 
Ausrichtung, insbesondere hinsichtlich des Aufwandes 
und der Zeitplanung und der Berücksichtigung der Inte-
ressen des Mandanten zumutbar ist. 

2. Soweit sich die Änderungen auf die vereinbarten Ver-
tragsbedingungen auswirken, insbesondere auf den Auf-
wand der Rechtsanwälte oder den Zeitplan, vereinbaren 
die Parteien eine angemessene Anpassung der Vertrags-
bedingungen, insbesondere bezüglich Vergütung und 
Terminierung. 

§ 4 Schweigepflicht/Korrespondenz/Datenschutz 

1. Die Rechtsanwälte sind zeitlich unbegrenzt verpflichtet, 
über alle Informationen oder Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse des Mandanten, die ihnen im Zusammenhang 
mit dem Auftrag bekannt werden, Stillschweigen zu wah-
ren. Die Weitergabe an nicht mit der Durchführung des 
Auftrags beschäftigte Dritte darf nur mit Einwilligung des 
Mandanten erfolgen. 

2. Die Rechtsanwälte machen darauf aufmerksam, dass die 
schnelle und unkomplizierte Kommunikation über E-Mail 
mit einem Verlust an Vertraulichkeit und Sicherheit ver-
bunden sein kann. E-Mails können von Dritten eventuell 
gelesen werden. Im Zweifel sollten Mitteilungen auf dem 
Postweg übermittelt werden. Dies gilt insbesondere für 
strafrechtlich relevante Mitteilungen. 

3. Die Mandanten sind damit einverstanden, dass die 
Rechtsanwälte bei einer durch den Mandanten vorge-
nommenen Übermittlung von vertraulichen Sachver-
halten über unverschlüsselte E-Mail Antworten eben-
falls ohne gesonderte Verschlüsselung des Inhalts per 
E-Mail über ihren in Deutschland ansässigen Provider 
übermitteln dürfen, es sei denn, aus den Umständen 
wäre eine Gefährdung der Interessen des Mandanten 
oder Dritter (z.B. aus Datenschutzgesichtspunkten) un-
mittelbar erkennbar oder der Mandant widerspricht 
oder widerruft sein Einverständnis mit dieser Verfah-
rensweise. Die Rechtsanwälte gehen insbesondere von 
einem Einverständnis zur Nutzung des gleichen Kom-
munikationsweges aus, wenn der Mandant den Kom-
munikationsweg vorschlägt, ihn beginnt oder nach 
Hinweis auf die Risiken fortsetzt. 



4. Die Rechtsanwälte sind befugt, im Rahmen der Zweckbe-
stimmung des Auftrags die ihnen anvertrauten personen-
bezogenen Daten des Mandanten unter Beachtung der 
Datenschutzbestimmungen zu erheben, zu speichern 
und zu verarbeiten. 

§ 5 Haftung/Haftungsbeschränkung auf 1 Mio. € 

1. Die Rechtsanwälte haften dem Mandanten, gleichgültig 
aus welchem Rechtsgrund, für die von ihnen bzw. ihren 
Mitarbeitern vorsätzlich oder grob fahrlässig verursach-
ten Schäden. 

2. Die Haftung der Rechtsanwälte aus dem zwischen ihnen 
und dem Mandanten bestehenden Vertragsverhältnis auf 
Ersatz eines durch einfache Fahrlässigkeit verursachten 
Schadens wird auf 1.000.000,00 € beschränkt (§ 52 Bun-
desrechtsanwaltsordnung). Die Haftungsbeschränkung 
gilt entsprechend § 52 BRAO nicht bei grob fahrlässiger 
oder vorsätzlicher Schadenverursachung, ferner nicht für 
die Haftung für schuldhaft verursachte Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
einer Person. 

3. Die Rechtsanwälte haben über die gesetzliche Mindest-
versicherung hinaus eine Haftpflichtversicherung abge-
schlossen, die je Versicherungsfall 2,5 Mio. Euro abdeckt 
(max. 10 Mio. Euro pro Versicherungsjahr). Sollte aus Sicht 
des Mandanten eine über diesen Betrag hinausgehende 
Haftung abgesichert werden, so besteht für jeden Einzel-
fall die Möglichkeit einer Zusatzversicherung, die auf 
Wunsch und Kosten des Mandanten abgeschlossen wer-
den kann. 

§ 6 Hinweis zur Haftpflichtversicherung/Räumlicher Gel-
tungsbereich 

1. Die Haftpflichtversicherung der Rechtsanwälte besteht 
bei der HDI-Gerling Firmen und Privat Versicherung AG, 
Riethorst 2, 30659 Hannover. 

2. Räumlicher Geltungsbereich (AVB WSR 558): 

a) Deutschland 

b) Europäisches Ausland 
Versichert sind Haftpflichtansprüche aus Tätigkeiten 
(1) im Zusammenhang mit der Beratung und Be-
schäftigung mit europäischem Recht; (2) des Rechts-
anwalts vor europäischen Gerichten. 

c) Weltweit in Höhe der gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestversicherungssumme für Haftpflichtansprü-
che aus der Inanspruchnahme des Versicherungs-
nehmers vor außereuropäischen Gerichten. 

§ 7 Mitwirkungspflichten des Mandanten 

1. Der Mandant unterrichtet die Rechtsanwälte vollständig 
und umfassend über die ihm bekannten Sachverhalte 
und deren Änderungen, deren Kenntnis für die 

Sachbearbeitung durch die Rechtsanwälte unerlässlich 
ist. Die Rechtsanwälte können grundsätzlich den Anga-
ben des Mandanten ohne eigene Nachprüfung vertrauen 
und diese Tatsachen der Sachbearbeitung zugrunde le-
gen, soweit sie nicht widersprüchlich oder erkennbar un-
richtig sind. Der Mandant verpflichtet sich für die Dauer 
des Mandats die Rechtsanwälte unverzüglich über Hand-
lungen, die der Mandant selbst gegenüber Gerichten, Be-
hörden, Dritten oder dem Gegner vorgenommen hat, zu 
informieren. 

2. Der Mandant ist verpflichtet, die Rechtsanwälte bei der 
Auftragsdurchführung nach Kräften zu unterstützen und 
alle ihm möglichen, zur ordnungsgemäßen Auftragsaus-
führung notwendigen Voraussetzungen zu schaffen; ins-
besondere hat der Mandant alle für die Auftragsdurchfüh-
rung notwendigen oder bedeutsamen Informationen 
rechtzeitig, ggf. auf Verlangen der Rechtsanwälte in Text-
form, zur Verfügung zu stellen. Adressänderungen (insbe-
sondere auch Änderungen einer Telefaxnummer oder E-
Mail-Adresse) sind mitzuteilen, da es zu Fehlleitungen 
und Verzögerungen kommen kann, die auch zu vollstän-
digen Rechtsverlusten führen können. Im Rahmen der Be-
arbeitung von Fristangelegenheiten sind Abwesenheiten, 
bei denen der Mandant nicht zu erreichen ist, den Rechts-
anwälten - soweit möglich rechtzeitig - mitzuteilen. 

3. Der Mandant ist verpflichtet, sämtliche Schriftstücke des 
Rechtsanwalts daraufhin zu überprüfen, ob die dort ange-
gebenen Sachverhalte richtig und vollständig wiederge-
geben sind. 

§ 8 Gebühren/ Auslagen/Zahlungsbedingungen/Aufrech-
nung 

1. Die Vergütung der Rechtsanwälte richtet sich nach dem 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) in der jeweils gül-
tigen Fassung, sofern nicht im Einzelfall eine abwei-
chende Vereinbarung (Beratungsvertrag, Vergütungsver-
einbarung) getroffen wird. Ein nach dem Grad des Erfol-
ges oder nur im Erfolgsfall zu zahlendes Honorar ist stets 
ausgeschlossen. Werden in außergerichtlichen Angele-
genheiten niedrigere Gebühren als im RVG vorgesehen 
vereinbart, ist die Vereinbarung nur verbindlich, wenn sie 
in Schriftform (z.B. Brief) oder Textform (z.B. E-Mail) ge-
schlossen worden ist. 

2. Sofern nicht anders vereinbart, haben die Rechtsanwälte 
neben der Honorarforderung Anspruch auf Ersatz der 
Auslagen und der gesetzlichen Mehrwertsteuer. Die 
Rechtsanwälte sind berechtigt, angemessene Vorschüsse 
zu verlangen (§ 9 RVG). Das gilt auch, wenn Kostenerstat-
tungsansprüche gegen Dritte bestehen. 

3. Alle Honorarforderungen werden mit dem in der Rech-
nung ausgewiesenen Zahlungsdatum fällig und sind un-
verzüglich per Überweisung unbar zahlbar. Zahlungsan-
weisungen sowie Schecks und Wechsel werden nur unter 
Berechnung aller Einziehungs- und Diskontspesen ange-
nommen und gelten nur dann als Erfüllung des 



Zahlungsanspruches, wenn der Betrag eingelöst wird und 
den Rechtsanwälten uneingeschränkt zur Verfügung 
steht. 

§ 9 Gesamtschuldnerische Haftung bei Mandantenmehr-
heit 

Mehrere Mandanten (natürliche und/oder juristische Perso-
nen) haften dann gesamtschuldnerisch auf Zahlung der ge-
setzlichen oder vereinbarten Vergütung der Rechtsanwälte, 
wenn die Rechtsanwälte für sie in der-selben Angelegenheit 
tätig werden. 

§ 10 Kündigung/Abrechnung noch nicht in Rechnung ge-
stellter Leistungen 

1. Soweit nichts anderes vereinbart ist, kann das Vertrags-
verhältnis von dem Mandanten jederzeit gekündigt wer-
den. 

2. Das Kündigungsrecht steht auch den Rechtsanwälten zu, 
wobei eine Beendigung des Mandats nicht zur Unzeit er-
folgen darf, es sei denn, dass das für die Bearbeitung des 
übertragenen Mandats notwendige Vertrauensverhältnis 
nachhaltig gestört ist. 

3. Noch nicht abgerechnete Leistungen werden nach Erhalt 
der Kündigungserklärung unverzüglich abgerechnet und 
sind nach Erhalt der Rechnung sofort fällig, sofern dort 
nichts anderes vermerkt ist. 

4. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichti-
gem Grund bleibt unberührt. 

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen/Versendungsrisiko 

1. Nach § 50 Bundesrechtsanwaltsordnung endet die Pflicht 
des Rechtsanwalts zur Aufbewahrung aller Unterlagen, 
die der Mandant oder ein Dritter den Rechtsanwälten aus 
Anlass der Auftragsausführung überlassen hat, nach ei-
nem Zeitraum von 6 Jahren. Die Frist beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem der Auftrag beendet wurde. 
Die Rechtsanwälte schulden keine längere Aufbewah-
rung. Werden Unterlagen verschickt, so kann dies an die 
zuletzt mitgeteilte Adresse geschehen. Das Versendungs-
risiko trägt der Mandant, es sei denn, er hat der Versen-
dung widersprochen und sich verbindlich zu einer unver-
züglichen Abholung verpflichtet. 

2. Die vor Ablauf der Frist zu erfolgende Herausgabe von Un-
terlagen er-streckt sich nicht auf den Briefwechsel zwi-
schen den Parteien und auf Schriftstücke, die der Man-
dant bereits in Ur- oder Abschrift erhalten hat. 

§ 12 Sicherungsabtretung von Ansprüchen des Mandan-
ten/Verrechnung mit offenen Ansprüchen 

1. Der Mandant tritt alle ihm aus dem Mandatsverhältnis 
entstehenden Erstattungsansprüche gegen den Gegner, 
die Staatskasse oder sonstige erstattungspflichtige Dritte 
an die Rechtsanwälte in Höhe der Honorarforderung und 

Auslagen sicherungshalber ab mit der Ermächtigung, die 
Abtretung im Namen des Mandanten dem Zahlungs-
pflichtigen mitzuteilen. Die Rechtsanwälte werden den 
Erstattungsanspruch nicht einziehen, so lange der Man-
dant seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt, insbe-
sondere nicht die Zahlung verweigert oder in Zahlungs-
verzug gerät oder Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz- 
oder Vergleichsverfahrens über sein Vermögen gestellt 
ist. 

2. Die Rechtsanwälte sind befugt, eingehende Erstattungs-
beträge und sonstige dem Mandanten zustehende Zahl-
beträge, die bei ihnen eingehen, mit offenen Honorarbe-
trägen zu verrechnen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

§ 13 Sonstiges 

1. Rechte aus dem Vertragsverhältnis mit den Rechtsanwäl-
ten dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
abgetreten werden. 

2. Für alle vertraglichen Beziehungen zwischen den Parteien 
gilt aus-schließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Stand: Mai 2023 

 

Weitere wichtige berufsrechtliche Bestimmungen finden sich 
in der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO), der Berufsord-
nung für Rechtsanwälte (BORA), dem Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz (RVG) und in der Fachanwaltsordnung (FAO). Die 
vorstehenden Regelungen und weitere Rechtsrahmenbedin-
gungen finden Sie bei der Bundesrechtsanwaltskammer z.B. 
unter www.BRAK.de. 

Kammer und zuständige Aufsichtsbehöre: 

Rechtsanwaltskammer Köln, Riehler Straße 30, 50668 Köln. Te-
lefon 0221/97 30 10-0; Telefax 0221/97 30 10-50 (od. -55); E-
Mail: kontakt@rak-koeln.de.  

Rechtsanwälte 

1. Dr. Carsten Föhlisch 

2. Tanya Stariradeff 

3. Lazar Slavov, LL.M. 

4. Thomas J. Zieba 

5. Florian Güster 

6. Nikola Sarac 

7. Scarlett Lüning 

8. Melina Koschnitzki, LL.M. 

Rechtsanwalt zu 1. handelnd als Inhaber; Rechtsanwälte zu 2. 
bis 8. in freier Mitarbeit gem. § 8 BORA. 

http://www.brak.de/
mailto:kontakt@rak-koeln.de

